
Ein Gegner der chinesischen Ein-Kind- 
Politik hat zwei für die Umsetzung dieser 
Politik zuständige Beamte erstochen. Vier 
weitere Menschen seien in der Stadt Dong-
xing von dem Mann verletzt worden, berich-
teten gestern staatliche Medien. Der Mann 
wollte eine Aufenthaltserlaubnis für sein 
viertes Kind erwirken, die ihm verweigert 
wurde.

Die Regierungspartei in Albanien setzt 
nach der schweren Niederlage bei der Par-
lamentswahl auf einen neuen Vorsitzenden. 
In einer Mitgliederabstimmung habe sich 
die überwältigende Mehrheit für den Bür-
germeister von Tirana und ehemaligen Au-
ßen- und Innenminister, Lulzim Basha (39), 
als neuen Parteichef ausgesprochen, teilte 
die Demokratische Partei gestern mit.

Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte hat Malta wegen unerträgli-
cher Zustände im Asylgefängnis Lyster Bar-
racks Hal Far verurteilt. Die Richter gaben 
damit gestern einer 26-jährigen Somalierin 
Recht, die in Malta 18 Monate in Haft zu-
gebracht hatte, 14 Monate davon in Lyster 
Barracks. Sie durfte dort monatelang nicht 
ins Freie.

Nordkorea hat nach Experten-Einschätzung 
den Bau einer neuen Abschussrampe für 
Raketen von großer Reichweite am Satelli-
ten-Startplatz Tonghae gestoppt, so das 
US-Korea-Institut.
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Klinikreport

Dank Vorsorge
immer weniger
Darmkrebs-OPs

Berlin. Die wachsende Bereitschaft, zur 
Vorsorgeuntersuchung zu gehen, zeigt 
positive Wirkung: Immer weniger 
Darmkrebspatienten müssen im Kran-
kenhaus behandelt und operiert wer-
den, da der Tumor offensichtlich früh-
zeitig entdeckt wird. Nach dem 
aktuellen Klinikreport der Barmer GEK 
sank die Zahl der Betroffenen in statio-
närer Behandlung binnen sieben Jah-
ren um 27 Prozent. Außerdem findet 
die Krebsbehandlung mit Chemothera-
pie und Bestrahlung zunehmend in 
Arztpraxen und nicht mehr in Kliniken 
statt. Die Kosten für die Krebsbehand-
lung in Kliniken sind laut Report binnen 
sieben Jahren von durchschnittlich 
9316 auf 11 314 Euro pro Patient ge-
stiegen.

Ein weiterer Befund des Reports be-
stätigt erneut einen Trend der vergan-
genen Jahre: Krankenhäuser entlassen 
ihre Patienten immer schneller. Im ver-
gangenen Jahr lag die Aufenthaltsdauer 
im Schnitt bei 8,3 Tagen. Im Jahr zuvor 
waren es noch 8,4 Tage. Die Gesamt-
zahl der Behandlungen hat sich dage-
gen mit 189 Fällen pro 1000 Versicher-
te im Vergleich zum Vorjahr kaum 
verändert. An erster Stelle bei der Ver-
weildauer stehen bereits seit Jahren 
nicht mehr Herzkreislauferkrankungen, 
sondern psychische Erkrankungen 
wie Depressionen mit steigender Ten-
denz.

Den Rückgang der Darmkrebspatien-
ten, die stationär versorgt werden, 
wertete der stellvertretende Vorsitzen-
de der Barmer GEK, Rolf-Ulrich Schlen-
ker, gestern als Erfolg der gesetzlich 
vorgegebenen Früherkennungspro-
gramme. Die Kassen übernehmen die 
Kosten für die Vorsorge für Patienten 
ab dem 50. Lebensjahr. Ab dem 55. Le-
bensjahr haben Versicherte zudem An-
spruch auf eine komplette Darmspiege-
lung. Mit rund 70 000 Neuerkrankungen 
pro Jahr gehört Darmkrebs nach wie 
vor zu den häufigsten Krebserkrankun-
gen bei Männern und Frauen. 

Trotz der guten Entwicklung spricht 
sich die Barmer dafür aus, weitere 
Maßnahmen zur Früherkennung an-
zubieten. Da nur etwa zehn Prozent der 
Männer zwischen 50 und 60 Jahren 
zur Vorsorge gehen, will die  
Kasse vor allem diese Zielgruppe an-
sprechen. Gabi Stief

Nach Merkels Machtwort geht Diskussion erst richtig los 
Streit um Soli-Zuschlag sorgt für hitziges Klima in der Koalition

Berlin. Das Machtwort von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) zur 
Beibehaltung des Solidaritätszuschlags 
über das Jahr 2019 hinaus, hat den 
Koalitionspartner FDP herausgefor-
dert. Die Liberalen nutzen die Gele-
genheit, die Steuersenkungsdebatte 
auf diesem Weg neu zu entfachen und 
ihr Lieblingswahlkampfthema zu ret-
ten. Zum Urlaubsbeginn der Kanzlerin 
ist das Klima in der Koalition ange-
spannt.

FDP-Spitzenkandidat Rainer Brüder-
le nannte den zur Finanzierung der 
Wiedervereinigung 1991 eingeführten 
Zuschlag einen „Fremdkörper im deut-
schen Steuersystem“. Der Zuschlag sei 

stets dazu gedacht gewesen, die Ein-
heits-Aufgaben zu bezahlen und müs-
se „spätestens“ 2019 enden. „Wer an-
dere Aufgaben finanzieren will, soll 
klar sagen, dass er eine neue Steuer 
will“, forderte Brüderle. Der FDP-Fi-
nanzpolitiker Hermann Otto Solms 
kritisierte Merkels Aussage als „Ver-
trauensbruch gegenüber den Wäh-
lern“. Die Bürger hätten sich darauf 
eingestellt, dass der Soli „in einem 
überschaubaren Zeitraum entfällt“, 
sagte Solms dem „Handelsblatt“.

Merkel hatte sich am Wochenende 
gegen die Forderung ihres Koalitions-
partners nach einer Abschaffung des 
Soli gewandt. Die Kanzlerin sprach 

sich zudem dafür aus, die 2019 aus-
laufende Sonderförderung Ostdeutsch-
lands zu beenden und in eine bundes-
weite Förderung nach regionaler 
Notwendigkeit zu ändern. Für diesen 
Plan hat die Kanzlerin bereits die Un-
terstützung der CDU-Ministerpräsiden-
tin Christine Lieberknecht aus Thürin-
gen. 

Ebenso wie Merkel erklärte Unions-
fraktionschef Volker Kauder, der Bund 
könne auf die jährlich 13 Milliarden 
Euro auch nach 2019 nicht verzichten. 
„Niemand erwartet jetzt Steuersen-
kungen“, sagte der CDU-Politiker mit 
Verweis auf Haushaltssanierung und 
Schuldenabbau. Der FDP riet Kauder, 

mit dem Thema Steuersenkung zu-
rückhaltend umzugehen. „Das war 
schon einmal kein großer Bringer“, 
sagte er. 

Auch die CSU lehnt die Forderung 
der FDP ab, den Solidaritätszuschlag 
abzuschaffen. CSU-Landesgruppen-
chefin Gerda Hasselfeldt erklärte in 
der „Welt“, sie sehe keine Veranlas-
sung, über die Zukunft des Soli zu de-
battieren. 

Angesichts des Streits zwischen den 
Koalitionspartnern, die auch nach der 
Bundestagswahl im September zusam-
men regieren wollen, sprach die SPD 
von „politischer Handlungsunfähig-
keit“. Fraktionsvize Joachim Poß er-

klärte: „Merkels Chaos-Truppe streitet 
wie die Kesselflicker über eine der 
Haupteinnahmequellen des Bundes.“ 
Die SPD will den Soli-Zuschlag grund-
sätzlich beibehalten, die Einnahmen 
aber neu verteilen. So hatte sich auch 
der niedersächische Ministerpräsident 
Stefan Weil geäußert.

Der Solidaritätszuschlag ist ein 
5,5-prozentiger Aufschlag auf die 
Lohn- und Einkommenssteuer sowie 
auf die Kapitalertrags- und Körper-
schaftssteuer. Die Einnahmen erhält 
allein der Bund. Die Sonderförderung 
der ostdeutschen Länder aus dem 
sogenannten Solidarpakt II läuft 2019 
aus. Reinhard Urschel

„Letzte Chance, noch lebende Nazi-Verbrecher aufzuspüren“
Simon-Wiesenthal-Zentrum startet Suchaktion mit Plakaten in Deutschland

Berlin. „Es ist unsere letzte Chance, 
noch lebende Nazi-Verbrecher in 
Deutschland aufzuspüren“, sagt Efraim 
Zuroff. Der Initiator der Kampagne des 
Simon-Wiesenthal-Zentrums möchte 
sie nutzen. Vielleicht zwei bis drei Jah-
re blieben noch, um diese rund 60 bis 
120 noch lebenden Täter zu finden, 
schätzt der Leiter des Jerusalemer Bü-
ros des Wiesenthal-Zentrums, das welt-
weit nach Nazi-Verbrechern und deren 
Handlangern sucht. Denn die Mitglie-
der der Einsatzgruppen in den Konzen-
trationslagern und mobilen Mordkom-
mandos, um die es geht, dürften heute 
um die 90 Jahre und älter sein.

Seit gestern hängen in Berlin, Ham-
burg und Köln 2000 Plakate der „Ope-
ration Last Chance“. Ein Foto des Ein-
gangstores zum Vernichtungslager 
Auschwitz, darunter wird zur Mithilfe 
bei der Suche nach den Mördern auf-
gerufen: „Millionen Unschuldiger wur-
den von Nazi-Kriegsverbrechern er-
mordet. Einige der Täter sind frei und 
am Leben! Helfen Sie uns, diese vor Ge-

richt zu bringen. Bis zu 25 000 Euro 
Belohnung für wertvolle Hinweise.“

Den Aufruf jetzt begründet Zuroff da-

mit, dass das sensationelle Urteil gegen 
den früheren KZ-Wachmann John 
Demjanjuk 2011 in München die Straf-

verfolgung von Nazi-Verbrechern in 
Deutschland sehr viel leichter gemacht 
habe. Der gebürtige Ukrainer wurde 
ohne konkreten Tatnachweis zu fünf 
Jahren Haft verurteilt. Das Gericht war 
überzeugt davon, dass Demjanjuk an 
der Ermordung von 29 000 Juden im 
Todeslager Sobibor beteiligt gewesen 
war. Das habe die juristische Basis 
komplett verändert, sagt Zuroff. Bis da-
hin habe man den Nazi-Tätern spezifi-
sche Verbrechen an namentlich zu be-
nennenden Opfern nachweisen müssen. 
Das hohe Alter der Gesuchten kann 
nach Ansicht Zuroffs keine Rolle spie-
len. „Die verstrichene Zeit mindert ihre 
Schuld nicht“, sagt der Initiator. Das 
sieht auch der Zentralrat der Juden in 
Deutschland so. „Es geht hier schließ-
lich um Gerechtigkeit. Und Gerechtig-
keit kennt keine Verfallszeit“, sagt des-
sen Präsident Dieter Graumann. Zuroff 
ergänzt, wer nach solchen Taten bis 
heute lebe, müsse physisch und geistig 
gesund sein. Als junge Männer hätten 
sie „ihre ganze Kraft und Energie da-

rauf verwendet, unschuldige Menschen 
zu ermorden“.

Auch die Belohnung von bis zu 
25 000 Euro sieht Zuroff nicht als Pro-
blem. Die besten Hinweise seien sowie-
so immer von Menschen gekommen, 
die kein Geld, sondern Gerechtigkeit 
wollten, so der Israeli. Doch die Beloh-
nung garantiere hohe mediale Auf-
merksamkeit.

Der deutsch-israelische Historiker 
Michael Wolffsohn lehnt das „ausge-
schriebene Kopfgeld“ dagegen als „pie-
tät- und schamlos“ ab. Es werde eher 
„Mitleid mit den betagten Kriegsver-
brechern hervorrufen“, kritisierte 
Wolffsohn. Der Berliner Politologe Hajo 
Funke hätte für die Kampagne eine an-
dere Form gewählt. „Die Plakate könn-
ten zu populistisch sein und bergen die 
Gefahr, dass es in einer Art öffentlicher 
Jagd Falsche trifft“, sagt Funke. Doch 
das Anliegen selbst hält der Antisemi-
tismus-Forscher für „hoch sinnvoll und 
berechtigt“. Die Suche hätte „viel früher 
geschehen müssen.“  Kirsten Baukhage

NSU-Prozess

Mitangeklagter  
Holger G.  

in der Klemme
München. Manchmal reicht ein Satz, 
um im NSU-Prozess den ganzen Saal 
zu elektrisieren. „Mensch, über euch 
hört man ja Sachen“, lautete er ges-
tern. Gesagt hat ihn der heutige Mitan-
geklagte und ehemalige NSU-Unter-
stützer Holger G. schon 2006. Damals 
besuchte ihn das Terror-Trio in Hanno-
ver. Erwähnt wurde der Satz gestern 
vom BKA-Beamten Horst H., der Hol-
ger G. im November 2011 nach dessen 
Festnahme vernommen hatte. „Wir 
könnten dir auch ein paar Sachen er-
zählen“, soll einer „der Uwes“ damals 
noch geantwortet haben: „Aber das 
geht nicht.“ Holger G.: „Ich will davon 
auch gar nichts wissen.“

War Holger G. doch ein latenter Mit-
wisser des NSU-Trios? Er ist wegen 
Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung angeklagt. Von den Ver-
brechen will er nichts geahnt haben. 
Die Anklage gegen Beate Zschäpe stützt 
sich maßgeblich auf seine Aussagen 
beim BKA („Sie war ein gleichberech-
tigtes Mitglied und gewalttätig“). Des-
halb profitiert G. von einer Kronzeu-
genregelung und ist derzeit auf freiem 
Fuß. Doch seine Rolle vor Gericht ver-
schwimmt zunehmend. 

Weil G. sich bislang nicht den Fragen 
der Prozessbeteiligten stellt, sieht die 
Verteidigung von Ralf Wohlleben einen 
Verstoß gegen Artikel 6 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention. 
Doch Holger G. ist nicht nur Belas-
tungszeuge, sondern auch Angeklagter. 
Als solcher hat er das Recht, vor Ge-
richt die Aussage zu verweigern. 

 Patrick Tiede 

Ägypten

Neun Tote bei 
Ausschreitungen

Kairo (dpa). Bei Zusammenstößen zwi-
schen Anhängern und Gegnern des ge-
stürzten ägyptischen Präsidenten Mo-
hammed Mursi sind von Montagabend 
bis zum gestrigen Morgen im Großraum 
Kairo neun Menschen getötet worden. 
85 weitere Menschen hätten Verletzun-
gen erlitten, berichtete die Tageszeitung 
Al-Ahram auf ihrer Webseite.

Die schlimmsten Zusammenstöße er-
eigneten sich am frühen Morgen vor der 
Universität Kairo im Stadtteil Giza. Mur-
si-Anhänger campieren dort schon seit 
dem Sturz des islamistischen Präsiden-
ten. Aus bisher unklaren Gründen ge-
rieten sie mit Mursi-feindlichen Zivilis-
ten aneinander. Bei den Krawallen seien 
Steine und Schusswaffen zum Einsatz 
gekommen, berichteten örtliche Medien. 
Die Polizei setzte Tränengas ein, um die 
Seiten zu trennen. Einen Toten hatte es 
nach den offiziellen Angaben bereits am 
Montagabend in der Nähe des Tahrir-
Platzes gegeben, wo die Mursi-Gegner 
ihre Zelte aufgeschlagen haben. Lokale 
Medien hatten zunächst von zwei Toten 
berichtet. Bei Zusammenstößen in der 
Provinz Al-Kaljubija nördlich von Kairo 
kamen drei Menschen ums Leben.

Im Norden der Halbinsel Sinai griffen 
bewaffnete Extremisten erneut Polizei-
wachen an. Ein Soldat wurde getötet.

US-General legt erstmals fünf  
Optionen für Syrien offen

USA wollen sich am liebsten militärisch heraushalten / CIA liefert leichte Waffen an Rebellen
Washington. Die Rebellen in Syrien 
verlieren an Boden, der Druck auf 
Washington wächst. Generalstabs-
chef Martin Dempsey macht klar: Ein 
bewaffneter Einsatz wäre kostspielig 
und risikoreich. Die CIA liefert in 
diesem Sommer leichte Waffen an 
die Rebellen, aber vor einem größe-
ren Einsatz schreckt Amerika zu-
rück.

Von STEFAN KOCH

Alle Optionen lagen auf dem Tisch. 
Doch seit Anfang der Woche steht fest: 
Amerika mischt sich nicht im großen 
Stil in den Syrien-Konflikt ein. Der Ge-
heimdienst CIA soll zwar in diesem 
Sommer mit Waffenlieferungen an sy-
rische Rebellen beginnen. Eine ent-
scheidende Wende in dem Kriegsge-
schehen verspricht sich Washington 
von dieser Strategie aber nicht: Die Re-
gierung richtet sich auf ein dauerhaft 
geteiltes Syrien ein.

Vor wenigen Wochen hatte Barack 
Obama einen Kurswechsel in der Sy-
rienpolitik angekündigt. Da das Weiße 
Haus eindeutige Beweise für den ver-
botenen Einsatz von Chemie-Waffen 
sieht, sei ein stärkeres Engagement 
unumgänglich. Diktator Baschar al-As-
sad habe die „rote Linie“ überschritten, 
so der US-Präsident. Nun geben auch 
die Geheimdienstausschüsse des Re-
präsentantenhauses und des Senats 
grünes Licht für dieses Vorhaben. Von 

einem offiziellen Beschluss, Waffen zu 
liefern, ist allerdings keine Rede: Um 
internationale Verwicklungen zu ver-
meiden, soll sich ausschließlich die CIA 
innerhalb verdeckter Aktionen im Na-
hen Osten engagieren. Geplant seien 
Lieferungen von leichten Waffen, die 
die Geheimdienstler über die US-Stütz-
punkte in Jordanien an die Rebellen 
schleusen. Zugleich sollen sie die 
Kämpfer ausbilden und sie mit nach-
richtendienstlichen Informationen über 
die Assad-Truppen versorgen. Von die-
sem Kontakt verspricht sich der Kon-
gress nicht zuletzt eine gewisse „Steue-
rung“ der Aufständischen. Nicht ohne 
Grund: Als ernsthaftes Problem be-
trachtet Washington die Ausstattung 
der Freischärler mit Luftabwehrrake-
ten, die zumeist aus Saudi-Arabien und 
anderen Staaten der arabischen Halb-
insel stammen würden. Erstes Ziel 
müsse es sein, diese tragbaren Rake-
tensysteme nicht in die Hände von isla-
mistischen Extremisten fallen zu las-
sen.

Dass ein direktes militärisches Ein-
greifen nicht ratsam sei, stellt auch Ge-
neralstabschef Martin Dempsey fest. 
Der oberste Soldat befürchtet unge-
heure Kosten und sieht ein enormes 
Risiko für die eigenen Truppen. In ei-
nem Brief an Carl Levin, Vorsitzender 
des Streitkräfteausschusses im Senat, 
beschreibt Dempsey fünf Optionen, die 
– theoretisch – für die US-Armee mög-
lich seien:

Die Geheimdienste trainieren mode-
rate Rebellengruppen und stehen ihnen 
mit Waffen und Logistik zur Seite. Das 
Risiko für die amerikanischen „Bera-
ter“ sei relativ gering. Geschätzte Kos-
ten: 385 Millionen Euro jährlich.

Eingriff des US-Militärs mit Raketen 
(von Schiffen und U-Booten, die im 
Mittelmeer kreuzen) und durch Kampf-
flugzeuge auf zentrale Einrichtungen 
der Assad-treuen Truppen. Geschätzte 
Kosten: 770 Millionen Euro monatlich.

Durchsetzung einer Flugverbotszone 
mit Hilfe von zahlreichen US-Kampf-
flugzeugen und im Zweifelsfall auch 
mit Bodentruppen. Geschätzte Kosten: 
Ebenfalls 770 Millionen Euro monat-
lich.

Einrichten von Schutzzonen für Re-
bellen und Flüchtlinge. In diesem Fall 
sei der Einsatz von Bodentruppen un-
vermeidlich. Zu befürchten seien hohe 
eigene Verluste, da das syrische Militär 
als gut ausgestattet gilt. Geschätzte 
Kosten: Weit mehr als eine Milliarde 
Euro monatlich.

Kontrolle sämtlicher Chemiewaffen-
Depots: Um die Massenvernichtungs-
mittel genau im Blick zu haben, sei ein 
großflächiger Einsatz unvermeidlich. 
Geschätzte Kosten: Mehr als eine Milli-
arde Euro monatlich.

Dempsey fordert in dem Schreiben 
eine klare Entscheidung: „Wir sind in 
der Lage, sämtliche Optionen zu erfül-
len. Aber die Entscheidung hat die Po-

litik zu treffen.“ Die Tonlage der Kor-
respondenz ist unverkennbar: Das 
Militär hat keinerlei Interesse, sich 
stärker in den Konflikt hineinziehen zu 
lassen. Den Hinweis auf die hohen 
Kosten nutzt Dempsey wie ein Schutz-
schild.

Dass die Karten nun so offen auf dem 
Tisch liegen, lag keineswegs im Inte-
resse des Weißen Hauses. Dass die De-
tails an die Öffentlichkeit gerieten, ist 
vor allem einem Senator der Grand Old 
Party zu verdanken: John McCain for-
dert seit Monaten ein stärkeres Enga-
gement im Nahen Osten. In der ver-
gangenen Woche hatte der frühere 
Präsidentschaftskandidat der Republi-
kaner Dempsey gedroht, ihm notfalls 
eine weitere Dienstzeit zu verweigern, 
wenn er sich nicht in aller Ausführlich-
keit gegenüber dem Kongress äußere.

Als „Minimallösung“ sieht der 76-jäh-
rige Vietnamveteran massive Waffen-
lieferungen an die Aufständischen, um 
Assad zu stürzen und den Einfluss 
Moskaus zurückzudrängen. Obwohl 
sich die Republikaner in unzähligen 
Gesprächsforen für einen stärkeren 
Einsatz aussprechen, verweigert ihnen 
allerdings die breite Mehrheit der Ame-
rikaner in dieser Frage die Gefolg-
schaft: In regelmäßigen Umfragen zur 
Syrien-Krise äußern sich die US-Wäh-
ler überaus skeptisch. Sie halten nicht 
viel davon, nach Afghanistan und Irak 
einen weiteren Kriegsschauplatz zu er-
öffnen.

PERSONALIE

Beppe Grillo kritisiert  
Politik Deutschlands

Der populistische 
italienische Politiker 
Beppe Grillo hat die 
Politik Deutsch-
lands und Bundes-
kanzlerin Angela 
Merkel erneut 
scharf kritisiert. 
„Die italienische 

Politik hat dem deutschen Teufel ihre 
Seele verkauft“, schrieb er gestern in 
seinem Blog mit dem Titel „Der Teufel 
trägt Merkel“. Der einzige Weg aus der 
italienischen Krise sei, den Euro zu 
verlassen oder die Schulden des Lan-
des nicht zurückzuzahlen. „Heute 
müssen wir entscheiden, ob wir unse-
re Schulden umstrukturieren und im 
Euro bleiben oder zur Lira zurückkeh-
ren“, schrieb der Politiker. Der 65-jäh-
rige in Genua geborene Komiker, poli-
tische Kabarettist und Schauspieler 
glaubt nicht an eine Zukunft seines 
Landes in der Euro-Zone. 

Grillo ist der Anführer von Italiens 
größter Oppositionspartei, der Euro-
kritischen und populistischen Protest-
bewegung „5 Sterne“. Bei den Par- 
lamentswahlen im Februar hatte die 
Partei überraschend stark abgeschnit-
ten. 
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Efraim Zuroff, Leiter des Simon-Wiesenthal-Zentrums in Jerusalem, beim Start der Plakat-
kampagne „Spät. Aber nicht zu spät!“ in Berlin.  Foto: dpa

Syrische Rebellen haben den zehnjährigen Mahmud Fayad in Sicherheit gebracht. Sie fanden ihn in einem völlig zerstörten Haus im Nordwesten Syriens. Seine Mutter 
und seine Schwester wurden bei dem Angriff getötet. Foto: AFP
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